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(10) In Gebäuden nach Abs. 1 mit Ausnahme
von Wohnanlagen muss in jedem Geschoss oder,
sofern mehrere Geschosse durch einen Aufzug
miteinander verbunden sind, in einem dieser Ge-
schosse ein behindertengerecht ausgestalteter
Abort vorgesehen werden. Diese Aborte müssen
so beschaffen sein, dass eine durchgehende Be-
wegungsfläche mit einem Durchmesser von
mindestens 1,50 m gegeben ist. Die Aborttüre
muss eine lichte Breite von mindestens 80 cm
aufweisen und nach außen aufgehen. § 6 Abs. 2
und 3 ist nicht anzuwenden. 

(11) Die Verpflichtung nach Abs. 10 entfällt
bei Umbauten und bei sonstigen Änderungen
von Gebäuden, bei Änderungen des Verwen-
dungszweckes von Gebäuden und bei gering-
fügigen Zubauten, wenn der Einbau der Aborte
nicht oder nur mit einem wirtschaftlich nicht
vertretbaren Aufwand möglich wäre. 

6. A b s c h n i t t
Schlussbestimmung

§ 26
Inkrafttreten, Notifikation

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf
des Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Technischen Bau-
vorschriften, LGBl. Nr. 20/1981, zuletzt geän-
dert durch die Verordnung LGBl. Nr. 43/1993,
außer Kraft.

(3) Diese Verordnung wurde unter Einhal-
tung der Bestimmungen der Richtlinie 83/189/
EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften in der
Fassung der Richtlinien 88/182/EWG und
94/10/EG der Europäischen Kommission noti-
fiziert (Notifikationsnummer 98/0206/A).

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

90. Verordnung der Landesregierung vom 15. September 1998 über
den Inhalt und die Form derPlanunterlagen zu Bauansuchen und
Bauanzeigen (Planunterlagenverordnung 1998)

Auf Grund des § 23 Abs. 1 und 2 der Tiroler
Bauordnung 1998, LGBl.Nr. 15, wird verord-
net:

1. A b s c h n i t t
Inhalt der Planunterlagen 

für bewilligungspflichtige Bauvorhaben
§ 1

Planunterlagen für
Neu- und Zubauten von Gebäuden

(1) Die einem Bauansuchen für den Neu-
oder Zubau eines Gebäudes anzuschließenden
Planunterlagen haben zu umfassen:

a) den Lageplan,
b) die Grundrisse,
c) die Ansichten,
d) die Schnitte,
e) die Baubeschreibung.
(2) Der Lageplan hat zu enthalten:
a) den Maßstab,
b) die Nordrichtung,
c) die Grenzen des Grundstückes und die

Grundstücksnummer des Bauplatzes samt den
Schnittpunkten mit den Grenzen der an den Bau-

platz angrenzenden Grundstücke, beruhend auf
dem technischen Operat des Katasters oder
einer Neuvermessung,

d) Bezugsangaben zu übergeordneten Koor-
dinatensystemen (Anschluss an das amtliche
Festpunktefeld – Koordinatennetzmarken mit
Beschriftung),

e) die Umrisse und die Außenmaße des Neu-
bzw. Zubaus und der am Bauplatz bereits be-
stehenden baulichen Anlagen und dessen bzw.
deren Abstände gegenüber den Grenzen des
Bauplatzes unter Zugrundelegung der äußeren
Wandfluchten nach Baufertigstellung,

f) die Umrisse der auf den an den Bauplatz
angrenzenden Grundstücken bestehenden bau-
lichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

g) die Namen der Eigentümer des Bauplat-
zes und der an den Bauplatz angrenzenden
Grundstücke,

h) die Höhenverhältnisse des umgebenden
Geländes, z. B. durch Verwendung eines Lage-
und Höhenplanes, weiters das Fußbodenniveau
des Erdgeschosses des Neu- bzw. Zubaus, be-
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zogen auf die absolute Höhe oder auf einen an-
gegebenen eingemessenen Fixpunkt,

i) die Anordnung und die Fläche der Ab-
stellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den
§§ 8, 9 und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler
Bauordnung 1998 und gegebenenfalls auch des
Kinderspielplatzes,

j) die Anordnung und die Breite der Zufahrt
von einer öffentlichen Verkehrsfläche aus,

k) die Anordnung von Grünflächen,
l) die Bebauungsplanfestlegungen für den

Bauplatz.
(3) Die Grundrisse haben zu enthalten:
a) alle Geschosse einschließlich der Dach-

geschosse mit Aufenthaltsräumen und der
Draufsicht auf sichtbare Gebäudeteile der je-
weils darunter liegenden Geschosse,

b) die Wände, Mauern, tragenden Bauteile,
Tür- und Fensteröffnungen einschließlich der
Aufgehrichtung der Türen, Stiegen und Ram-
pen, Aufzüge und Aufzugsschächte, Installa-
tionsschächte, Rauch-, Abgas- und Abluftfänge,

c) die sanitäre Ausstattung der Nassräume, ins-
besondere mit Badewannen, Duschen, Wasch-
becken, Sitzstellen und Pissanlagen,

d) die Anordnung der Abstellmöglichkeiten
für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9 und 10
Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauordnung
1998,

e) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Maße der Räume,
Öffnungen und Konstruktionsteile,

f) die Nutzfläche und den Verwendungs-
zweck der Räume.

(4) Die Ansichten haben zu enthalten:
a) die äußeren Ansichten des Gebäudes,
b) den Verlauf des anschließenden Geländes

vor und nach der Bauführung,
c) die an das Gebäude angrenzenden bauli-

chen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

d) die für die Berechnung der Mindestab-
stände maßgebenden Gebäudehöhen.

(5) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) die Stiegenhäuser, Stiegen, Rampen, tra-

genden Bauteile und Dachaufbauten, Fenster-
und Türöffnungen und Fundamente,

b) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Höhenmaße, wie
insbesondere die Raumhöhen, Deckenstärken,
Steigungsverhältnisse von Rampen und Gelän-
derhöhen,

c) das Fußbodenniveau der Geschosse und
allfälliger Terrassen,

d) den Verlauf des anschließenden Geländes
vor und nach der Bauführung.

(6) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion und den Ver-
wendungszweck des Gebäudes,

b) die Fläche des Bauplatzes sowie die be-
baute Fläche, die Gesamtgeschossfläche bzw.
die Baumasse des Gebäudes im Sinne des § 61
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997, LGBl.
Nr. 10, in der jeweils geltenden Fassung,

c) die rechtlichen Grundlagen für die Ver-
bindung des Bauplatzes mit einer öffentlichen
Verkehrsfläche,

d) die Art der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung, 

e) die Art der Wärmedämmung und der Hei-
zung sowie eine Berechnung des Wärmebedar-
fes des Gebäudes,

f) die Art des Schallschutzes,
g) die Art der Ausführung der Rauch- und

Abgasfänge und deren lichten Querschnitt,
h) das Material, die Struktur und die Farbe

der Wände und der Dachhaut,
i) gegebenenfalls die Art der Blitzschutzan-

lage und der Brandschutzeinrichtungen,
j) die Art der Ausführung der Abstellmög-

lichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9
und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauord-
nung 1998 und gegebenenfalls auch des Kin-
derspielplatzes,

k) die Festlegungen des Flächenwidmungs-
planes sowie die Bebauungsplanfestlegungen
für den Bauplatz, soweit diese sich nicht auf
Grund des Lageplanes ergeben.

§ 2
Planunterlagen für Umbauten

und sonstige Änderungen von Gebäuden
(1) Die einem Bauansuchen für den Umbau

oder die sonstige  Änderung eines Gebäudes an-
zuschließenden Planunterlagen haben zu um-
fassen:

a) die Grundrisse,
b) die Ansichten,
c) die Schnitte,
d) die Baubeschreibung.
(2) Die Grundrisse haben zu enthalten:
a) die betroffenen Geschosse einschließlich

allfälliger Dachgeschosse mit Aufenthaltsräu-
men und der Draufsicht auf sichtbare Gebäude-
teile der jeweils darunter liegenden Geschosse,

b) die betroffenen Wände, Mauern, tragen-
den Bauteile, Tür- und Fensteröffnungen
einschließlich der Aufgehrichtung der Türen,
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Stiegen und Rampen, Aufzüge und Aufzugs-
schächte, Installationsschächte, Rauch-, Ab-
gas- und Abluftfänge,

c) die sanitäre Ausstattung der betroffenen
Nassräume, insbesondere mit Badewannen,
Duschen, Waschbecken, Sitzstellen und Piss-
anlagen,

d) die Anordnung allfälliger zusätzlich er-
forderlicher Abstellmöglichkeiten für Kraft-
fahrzeuge nach den §§ 8, 9 und 10 Abs. 3 vier-
ter Satz der Tiroler Bauordnung 1998,

e) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Maße der Räume,
Öffnungen und Konstruktionsteile, 

f) die Nutzfläche und den Verwendungs-
zweck der betroffenen Räume.

(3) Die Ansichten haben die äußeren Ansich-
ten des Gebäudes, soweit diese durch das Bau-
vorhaben eine Änderung erfahren, zu enthalten.

(4) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) allfällige betroffene Stiegenhäuser, Stie-

gen, Rampen, tragende Bauteile und Dachauf-
bauten, Fenster- und Türöffnungen und Funda-
mente,

b) die zur Beurteilung der Zulässigkeit des
Bauvorhabens erforderlichen Höhenmaße, wie
insbesondere die Raumhöhen, Deckenstärken,
Steigungsverhältnisse von Rampen und Gelän-
derhöhen,

c) das Fußbodenniveau der betroffenen Ge-
schosse und allfälliger Terrassen.

(5) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion und den Ver-
wendungszweck des Gebäudes,

b) die Fläche des Bauplatzes und die Ge-
samtgeschossfläche des Gebäudes im Sinne des
§ 61 Abs. 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1997,

c) die Art der Wasserversorgung und der Ab-
wasserbeseitigung,

d) die Art der Wärmedämmung und der Hei-
zung sowie eine Berechnung des Wärmebedar-
fes des Gebäudes,

e) die Art des Schallschutzes,
f) die Art der Ausführung der Rauch- und Ab-

gasfänge und deren lichten Querschnitt,
g) die Art der Blitzschutzanlage und der

Brandschutzeinrichtungen,
h) die Art der Ausführung der Abstellmög-

lichkeiten für Kraftfahrzeuge nach den §§ 8, 9
und 10 Abs. 3 vierter Satz der Tiroler Bauord-
nung 1998.

(6) Die Angaben nach Abs. 5 lit. b bis h sind
nur insoweit erforderlich, als das Bauvorhaben
darauf von Einfluss ist.

§ 3
Planunterlagen für die Errichtung 

und die Änderung sonstiger
baulicher Anlagen

(1) Die einem Bauansuchen für die Errich-
tung oder die Änderung einer sonstigen bauli-
chen Anlage anzuschließenden Planunterlagen
haben zu umfassen:

a) den Lageplan,
b) die Ansichten,
c) die Schnitte,
d) die Baubeschreibung.
(2) Der Lageplan hat zu enthalten:
a) den Maßstab,
b) die Nordrichtung,
c) die Grenzen des Grundstückes und die

Grundstücksnummern des Bauplatzes und der
an den Bauplatz angrenzenden Grundstücke,

d) Bezugsangaben zu übergeordneten Koor-
dinatensystemen (Anschluss an das amtliche
Festpunktefeld – Koordinatennetzmarken mit
Beschriftung),

e) die Umrisse und die Außenmaße der ge-
planten und der am Bauplatz bereits bestehen-
den baulichen Anlagen und deren Abstände ge-
genüber den Grenzen des Bauplatzes,

f) die Umrisse der auf den an den Bauplatz
angrenzenden Grundstücken bestehenden bau-
lichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung der
Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich ist,

g) die Namen der Eigentümer des Bauplat-
zes und der an den Bauplatz angrenzenden
Grundstücke,

h) gegebenenfalls die Anordnung und die
Fläche der Abstellmöglichkeiten für Kraftfahr-
zeuge nach § 8 der Tiroler Bauordnung 1998,

i) gegebenenfalls die Anordnung und die
Breite der Zufahrt von einer öffentlichen Ver-
kehrsfläche aus.

(3) Die Ansichten haben zu enthalten:
a) die äußeren Ansichten der baulichen An-

lage,
b) den Verlauf des anschließenden Geländes

vor und nach der Bauführung,
c) die an die bauliche Anlage angrenzenden

baulichen Anlagen, soweit dies zur Beurteilung
der Zulässigkeit des Bauvorhabens erforderlich
ist.

(4) Die Schnitte haben zu enthalten:
a) die tragenden Bauteile sowie allfällige

Stiegen und Rampen,
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b) den Verlauf des anschließenden Geländes
vor und nach der Bauführung.

(5) Die Baubeschreibung hat die zur Beur-
teilung der Zulässigkeit des Bauvorhabens er-
forderlichen Angaben zu enthalten, soweit diese
nicht aus den Plänen ersichtlich sind. Sie hat ins-
besondere Angaben zu enthalten über:

a) die Art der Konstruktion der baulichen An-
lage,

b) die Fläche des Bauplatzes und die Grund-
fläche der baulichen Anlage,

c) gegebenenfalls die rechtlichen Grundla-
gen für die Verbindung des Bauplatzes mit einer
öffentlichen Verkehrsfläche,

d) gegebenenfalls die Art der Wasserversor-
gung und der Abwasserbeseitigung,

e) das Material, die Struktur und die Farbe
der Außenhaut der baulichen Anlage,

f) gegebenenfalls die Art der Ausführung der
Abstellmöglichkeiten für Kraftfahrzeuge nach
§ 8 der Tiroler Bauordnung 1998,

g) die Festlegungen des Flächenwidmungs-
planes sowie die Bebauungsplanfestlegungen
für den Bauplatz, soweit diese sich nicht auf
Grund des Lageplanes ergeben.

2. A b s c h n i t t
Inhalt der Planunterlagen für

anzeigepflichtige Bauvorhaben
und sonstige Vorhaben

§ 4
Planunterlagen für anzeigepflichtige
Bauvorhaben und sonstige Vorhaben

(1) Die der Bauanzeige für ein anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben anzuschließenden
Planunterlagen haben zu enthalten:

a) einen Übersichtsplan als Auszug aus der
amtlichen Katastralmappe, aus dem sich die
Grundstücksnummer und der Name des Eigen-
tümers des Bauplatzes sowie die Lage und die
Umrisse der baulichen Anlage ergeben,

b) eine zumindest schematische oder skiz-
zenhafte Darstellung der baulichen Anlage,

c) eine Baubeschreibung, die die Abmessun-
gen und die wesentlichen Angaben zur Kon-
struktion der baulichen Anlage, soweit diese
sich nicht auf Grund der Darstellung nach lit. b
ergeben, enthält.

(2) Die der Anzeige über die Errichtung, Auf-
stellung oder Änderung einer Werbeeinrich-
tung auf Grund des § 45 Abs. 1 zweiter Satz der
Tiroler Bauordnung 1998 anzuschließenden
Unterlagen haben zu enthalten:

a) den Lageplan als Auszug aus der amtli-
chen Katastralmappe, die Nummer und den

Namen des Eigentümers des Grundstückes auf
dem die betreffende Werbeeinrichtung errich-
tet oder aufgestellt werden soll bzw. – im Falle
der Änderung einer Werbeeinrichtung – be-
steht, sowie die Lage der betreffenden Werbe-
einrichtung auf diesem Grundstück,

b) die Beschreibung der technischen Aus-
führung und die planliche Darstellung, die Ab-
messungen, die farbliche Gestaltung und die
wesentlichen Angaben über die Konstruktion
der betreffenden Werbeeinrichtung einschließ-
lich der zur Verwendung vorgesehenen Mate-
rialien.

(3) Die der Anzeige über die Durchführung
einer Aufschüttung oder Abgrabung auf Grund
des § 47 Abs. 1 zweiter Satz der Tiroler Bau-
ordnung 1998 anzuschließenden Unterlagen
haben zu enthalten:

a) den Lageplan als Auszug aus der amtli-
chen Katastralmappe, die Nummer und den
Namen des Eigentümers des Grundstückes, auf
dem die Aufschüttung oder Abgrabung durch-
geführt werden soll, sowie die Darstellung der
von der Aufschüttung oder Abgrabung betrof-
fenen Flächen,

b) die Beschreibung der technischen Aus-
führung, die wesentlichen Angaben über die Art
der Durchführung der Aufschüttung oder Ab-
grabung einschließlich der zur Verwendung
vorgesehenen Schüttmaterialien, die Maßnah-
men zur Bodenverdichtung, die zum Einsatz
kommenden Maschinen und Geräte, die Siche-
rungsmaßnahmen und die abschließenden Vor-
kehrungen,

c) der Geländeschnitt, den ursprünglichen
Geländeverlauf und den auf Grund der Auf-
schüttung oder Abgrabung sich ergebenden
Geländeverlauf einschließlich der Böschungs-
neigungen.

3. A b s c h n i t t
Form der Planunterlagen

§ 5
Planunterlagen für

bewilligungspflichtige Bauvorhaben
(1) Die Planunterlagen müssen in dunkler

Farbe auf hellem Grund erstellt und von halt-
barer Qualität sein.

(2) Die Pläne müssen das Format 185 mm x
297 mm oder ein Mehrfaches davon aufweisen
und auf dieses Format gefaltet sein. Auf der lin-
ken Seite ist ein Heftrand von ca. 25 mm vor-
zusehen. 

(3) Auf dem im gefalteten Zustand oben lie-
genden Teil des Planes (Titelseite) bzw. auf dem
Deckblatt jeder Planunterlage müssen
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a) die genaue Bezeichnung des Bauvorha-
bens,

b) die Art der Planunterlage,
c) der Name des Bauwerbers sowie
d) der Name des Planverfassers

angegeben sein. Daneben ist möglichst noch ein
freier Raum für amtliche Vermerke vorzusehen.

(4) Als Maßstäbe sind zu wählen:
a) für die Lagepläne 1 : 500 oder ein größe-

rer Maßstab,
b) für die Grundrisse, Schnitte und Ansich-

ten 1 : 100.
Für bauliche Anlagen mit einem besonderen

Ausmaß ist zur besseren Darstellung auch ein
anderer Maßstab zulässig.

(5) Farbig darzustellen sind:
a) im Lageplan:

– bestehende bauliche Anlagen (grau)
– geplante bauliche Anlagen (rot)
– abzubrechende bauliche Anlagen (gelb)
– Bauplatzgrenzen (grün)

b) in Grundrissen und Schnitten bei Zu- und
Umbauten von Gebäuden und bei bewilligungs-
pflichtigen Änderungen von Gebäuden und
sonstigen baulichen Anlagen:
– bestehende bauliche Anlagen (grau)

– geplante bauliche Anlagen (rot)
– abzubrechende bauliche Anlagen (gelb)

§ 6
Form der Planunterlagen

für anzeigepflichtige Bauvorhaben
uand sonstige Vorhaben

Für die Form der einer Bauanzeige für ein
anzeigepflichtiges Bauvorhaben nach § 4 Abs. 1
anzuschließenden Planunterlagen und der im
§ 4 Abs. 2 und 3 näher geregelten Planunter-
lagen gilt § 5 sinngemäß. Die entsprechenden
Formerfordernisse müssen jedoch nur einge-
halten werden, soweit dies für eine im Hinblick
auf die Beurteilung der Zulässigkeit des betref-
fenden Vorhabens hinreichend übersichtliche
und genaue Darstellung erforderlich ist.

4. A b s c h n i t t
Schlussbestimmung

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Planunterlagenverordnung, LGBl. Nr.
8/1976, außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

91. Verordnung der Landesregierung vom 15. September 1998, mit
der Grenzwerte für den Baulärm und die Art ihrer Messung fest-
gelegt werden (Baulärmverordnung 1998)

Auf Grund der §§ 31 Abs. 1, 44 Abs. 6, 45
Abs. 6 und 47 Abs. 4 der Tiroler Bauordnung
1998, LGBl. Nr. 15, wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt für Bauarbeiten auf
Baustellen, in deren Umkreis Gebäude mit Auf-
enthaltsräumen bestehen, auf die sich der von
der jeweiligen Baustelle ausgehende Baulärm
auswirkt.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Baulärm ist jedes störende Geräusch, das
durch Bauarbeiten auf Baustellen verursacht
wird.

(2) Bauarbeiten sind Arbeitsvorgänge im
Rahmen der Ausführung von Bauvorhaben
nach dem 6. und 8. Abschnitt der Tiroler Bau-
ordnung 1998 einschließlich der Einrichtung
und der Räumung von Baustellen.

(3) Tagesstunden sind die Stunden zwischen
7 Uhr und 20 Uhr, Nachtstunden die übrigen
Stunden.

§ 3
Grenzwerte

(1) Der Beurteilungspegel aller durch Bau-
arbeiten auf einer Baustelle verursachten
Geräusche darf im Bereich der vom Baulärm
betroffenen Gebäude bzw. Grundflächen die
folgenden Grenzwerte an keinem Messpunkt
(§ 4 Abs. 1 und 2) überschreiten:
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a) im Wohngebiet und auf Vorbehaltsflächen
nach § 53 Abs. 1 lit. b des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997, LGBl. Nr. 10, während der
Tagesstunden 50 dB und während der Nacht-
stunden 40 dB;

b) im gemischten Wohngebiet, im Touris-
musgebiet, auf Sonderflächen nach § 48 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 und auf
Vorbehaltsflächen nach § 53 Abs. 1 lit. a des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 während
der Tagesstunden 55 dB und während der
Nachtstunden 45 dB;

c) im Kerngebiet, im landwirtschaftlichen
Mischgebiet, auf Sonderflächen nach den §§ 44
bis 47 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997
während der Tagesstunden 60 dB und während
der Nachtstunden 50 dB;

d) im allgemeinen Mischgebiet und auf Son-
derflächen nach den §§ 43, 49, 50 und 52 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 während
der Tagesstunden 65 dB und während der
Nachtstunden 55 dB;

e) im Gewerbe- und Industriegebiet, auf Son-
derflächen nach § 51 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 und im Freiland während
der Tagesstunden 70 dB und während der
Nachtstunden 60 dB;

f) bei Krankenhäusern, Alten- und Pflege-
heimen, Kuranstalten und Kureinrichtungen,
Erholungsheimen, Säuglings- und Kinderhei-
men und ähnlichen Einrichtungen unabhängig
von der Widmung der betreffenden Grund-
flächen während der Tagesstunden 45 dB und
während der Nachtstunden 35 dB.

(2) An Samstagen ab 12 Uhr, an Sonntagen
und an gesetzlichen Feiertagen darf der Beur-
teilungspegel die im Abs. 1 für die Nachtstun-
den festgelegten Grenzwerte nicht überschrei-
ten.

(3) Die Grenzwerte nach den Abs. 1 und 2
dürfen bei einer höchstens dreitägigen Dauer

der Bauarbeiten um bis zu 6 dB, bei einer höchs-
tens einwöchigen Dauer der Bauarbeiten um bis
zu 4 dB und bei einer höchstens einmonatigen
Dauer der Bauarbeiten um bis zu 2 dB über-
schritten werden.

(4) Überschreitet der Dauerschallpegel des
Verkehrslärms an einem Messpunkt für sich die
in den Abs. 1, 2 und 3 festgelegten Grenzwerte,
so gilt dieser als Grenzwert für den Beurtei-
lungspegel des Baulärms.

§ 4
Lärmmessung

(1) Die Messpunkte haben 0,5 m vor den
geöffneten, vom Baulärm am stärksten betrof-
fenen Belichtungsöffnungen der Aufenthalts-
räume zu liegen. Sind Einrichtungen im Sinne
des § 3 Abs. 1 lit. f Grundflächen im Freien, die
zum längeren Aufenthalt von Menschen be-
stimmt sind, funktionell zugeordnet (Garten-
und Parkanlagen und dergleichen), so sind als
weitere Messpunkte die vom Baulärm am stärk-
sten betroffenen Stellen im Bereich dieser
Grundflächen heranzuziehen. 

(2) Die Messpunkte sind auf Grund der Dif-
ferenz zwischen dem tatsächlichen Beurtei-
lungspegel und den nach § 3 jeweils maßge-
benden Grenzwerten zu bestimmen. 

(3) Der Beurteilungspegel ist nach dem Stand
der Technik unter Berücksichtigung der Ge-
räuschcharakteristika über einen Zeitraum von
acht Stunden zu ermitteln.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Baulärmverordnung, LGBl. Nr. 44/1976,
außer Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Auf Grund der Tiroler Bauordnung 1998,
LGBl. Nr. 15, und des Ölfeuerungsgesetzes,
LGBl. Nr. 43/1977, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 26/1990, wird verordnet:

§ 1
Geltung von Verordnungen

Die Technischen Bauvorschriften 1998,
LGBl. Nr. 89, die Planunterlagenverordnung
1998, LGBl. Nr. 90, die Baulärmverordnung
1998, LGBl. Nr. 91, und die Ölfeuerungsver-
ordnung, LGBl. Nr. 28/1982, gelten auch für

bundeseigene Gebäude im Sinne des § 50 Abs. 2
erster Satz der Tiroler Bauordnung 1998.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Verordnung über die Anwendung von
Verordnungen auf Grund der Tiroler Bauord-
nung, des Tiroler Aufzugsgesetzes und des Öl-
feuerungsgesetzes auf bundeseigene Gebäude,
die öffentlichen Zwecken dienen, LGBl. Nr.
66/1989, außer Kraft.

92. Verordnung des Landeshauptmannes vom 1. Oktober 1998 über
die Geltung von Verordnungen auf Grund derTiroler Bauordnung
1998 und des Ölfeuerungsgesetzes für bundeseigene Gebäude

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. a und des § 106
Abs. 1 und 3 des Tiroler Raumordnungsgeset-
zes 1997, LGBl. Nr. 10, in der Fassung der Ge-
setze LGBl. Nr. 28/1997 und 21/1998 wird ver-
ordnet:

Artikel I
Die Verordnung, mit der ein Entwicklungs-

programm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Vorderes Zil-
lertal erlassen wird, LGBl. Nr. 63/1991, zuletzt
geändert durch die Verordnung LGBl. Nr.
41/1996, wird wie folgt geändert:

(1) Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise
geändert, dass die in den Anlagen 1 bis 4 zu die-

ser Verordnung dargestellten Teile der Grund-
stücke Nr. 972/3, 972/4, 972/8, 972/9, 972/11,
972/12, 972/15, 973, 974, 981, 1005/1, 1015,
1016/1, 1070/1, 1078/1 und 1083 KG Straß von
der Festlegung als landwirtschaftliche Vor-
rangfläche ausgenommen werden.

(2) Die Anlagen 1 bis 4 werden durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der
Abteilung Ic des Amtes der Tiroler Landesre-
gierung während der für den Parteienverkehr
bestimmten Amtsstunden verlautbart.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

93. Verordnung der Landesregierung vom 23. Juni 1998, mit der das
Entwicklungsprogramm betreffend landwirtschaftliche Vor-
rangflächen für die Kleinregion Vorderes Zillertal geändert wird

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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